Offene Fragen rund um eine weitere geplante Elbvertiefung
I:  Bislang unerfüllte Forderungen des Niedersächsischen Landtags:

1. Es muss eine belastbare Prognose nach dem internationalen Stand der Technik über die Folgen des geplanten Ausbaus vorliegen. Diese muss auch auf die Folgen des Klimawandels, den Anstieg des Meeresspiegels, die Zunahme der Sturmhäufigkeiten und –stärke und die durch eine Vertiefung des Fahrwassers stärkere Gewalt der Wassermassen eingehen (1 m Vertiefung der Fahrrinne bedeutet 30 Mio m3  Wasser mehr, das mit dem Flutstrom elbaufwärts fließt).

2. Eine belastbare Prognose über die Sturmflutgefährdungen der Tideelbe muss auf die zukünftig notwendige Deichsicherheit bezogen werden.

3. Die Auflagen aus den vorangegangenen Planfeststellungsbeschlüssen müssen voll erfüllt sein.

4. Negative Folgen aus der Verschiebung von Brackwasserzonen  und aus den Folgen des zunehmenden Verkehrs größerer Schiffe (Schwell und Sog, Belastung der Deiche, Gefährdungspotenziale durch technisches Versagen) müssen ausgeschlossen werden: wie, mit welchen Maßnahmen soll das erreicht werden?
Größere Containerschiffe müssen bei NW-Sturmlagen aufgrund der größeren Windangriffsfläche (Segelfläche) die Steuerfähigkeit mittels höherer Propeller-Drehleistungen erhöhen, was Sog, Wellenschlag, Schwell, Uferabbrüche, Material- und Personenschäden am Ufer erhöhen dürfte: In welchem Umfang wurde das eingeplant?

5. Die Zufahrt zu den niedersächsischen Häfen an der Elbe und ihren Nebenflüssen sollen gewährleistet werden: wer übernimmt dafür die Kosten? Wer übernimmt die Kosten für die zusätzlichen Erhaltungsmaßnahmen der Deiche, der Buhnen, der Deckwerke und der künftigen Ufersicherungen?

II. Weitere ungeklärte Fragen aus der aktuellen Diskussion / Entwicklung:

6. Sedimenttransport (tidal pumping)
Der Sedimenttransport bis in den Hamburger Hafen  hat seit der letzten Elbvertiefung von 2 Mio m³ auf 8 Mio m³ zugenommen, soll damit aber lt. WSD überhaupt nichts zu tun haben. Angeblich wird aktuell mittels modernster 3-D-Modelle der Sedimenttransport untersucht.
Die Befürchtung zunehmender Verschlickung der Sportboothäfen und Nebenflüsse der Elbe wurde im Planfeststellungsverfahren abgewiesen: das war eine eindeutig falsche Bewertung. Folge: Zinsen aus einem „Schlickfonds“ sollen Abhilfe schaffen und gleichzeitig die Akzeptanz einer weiteren Vertiefung bewirken.
Fragen:
Gibt es eine Garantie, dass die Berechnungsmodelle diesmal stimmen? Gibt es eine Garantie, dass der lebendige Strom Elbe tatsächlich nach den Vorstellungen und Modellen deer Wasserbauer „designt“ werden kann? Oder stimmen die Befürchtungen des LV der Krabbenfischer, dass die wirklichen Strömungsverhältnisse der Elbe erheblich von den Ausgangsmodellen und Rechenergebnissen abweichen und die Veränderlichkeit des Elbeästuars gar nicht zuverlässig berechenbar sei?
Die bisherigen Erfahrungen mit der Bewertung von Einwendungen aus der Praxis zeigen, dass ggf. die Kostenfrage für die Beseitigung von Schäden vorher eindeutig geklärt werden muss und zwar ohne eine Beweislast des Geschädigten.
Darüber hinaus wird es zunehmende Probleme mit der Ablagerung des Baggerguts geben (zunehmende Menge, Ablagerungsflächen, Kontamination etc.)

7. Beweislastumkehr ist notwendig! Bisher müssen z. B. Sporteigner, wenn sie Schäden durch Sog und Schwell großer, schnell fahrender Schiffe auf der Elbe geltend machen wollen, oder Vereine, die Schäden an Anlegern haben, den Beweis führen
a) welches Schiff den Schaden verursacht hat und
b) dass Vorsatz vorlag – gerade letzteres ist absolut nicht beweisbar, d.h. die Bootseigner und Vereine bleiben auf ihren Schäden sitzen.


8. Die Risikofreistellungserklärungen, die gegenüber dem Bund abgegeben werden, müssen auch – unbürokratisch und realisierbar! – gegenüber geschädigten Dritten gelten, wenn deren Einwendungen als unerheblich und nicht zu befürchten abgetan wurden.


9. Ist vorgesehen eine (bislang nicht mögliche) Elementarversicherung für mögliche Sturmflutgeschädigte bei Deichbrüchen zu schaffen? 


10. Die Zeitschiene und die Ausgaben-/Kostenschiene muss transparent sein:
Bestimmte Ausgleichsmaßnahmen aus der Elbvertiefung 1999 werden erst jetzt (Mitte 2006!) in Angriff genommen, weil zunächst beschlossene Maßnahmen nicht umgesetzt werden konnten.
Alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen müssen vor Beginn der Maßnahme „baureif“ und kostengedeckt sein. Die Zeitschiene der Realisierung muss belastbar bekannt gemacht werden.
Dies gilt auch und besonders für notwendige Maßnahmen im Bereich der Deiche.

11. Die Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung hat im Untersuchungsbericht 45/04 mit der daraus folgenden Sicherheitsempfehlung darauf hingewiesen, dass man auf bisher angenommene Sicherheitsabstände nicht vertrauen sollte, sondern Untersuchungen angeregt, ob bei den immer größer und schneller werdenden Schiffen und dem deutlich zunehmenden Schiffsverkehr von definierten Sicherheitsabständen ausgegangen werden kann. Vor allem hinsichtlich des Begegnungs- und Überholverkehrs auch und gerade im Verhältnis „großes Schiff“ zu „kleinerem Schiff“ müssen eindeutige Festlegungen auf der Elbe erfolgen, bevor die Fahrrinne für noch größere Schiffe „angepasst“ wird.




III. Infrastrukturfragen / Nutzen-Kosten-Analyse

12. Die Hafenstudie des BMU verweist auf die gravierenden Engpässe im Zu- und Ablauf der Container, also bei den Hafenhinterlandanbindungen, und fordert eine erneute Bewertung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses des Wasserstraßenprojekte unter Einbeziehung der anteiligen Folgekosten (Hafenhinterlandanbindungen) und Folgerisiken (Ausgleichsmaßnahmen).
Da zählen sicherlich auch
- die Hamburger Hafenbahn
- die Elektrifizierung der Bahnstrecke Hamburg – Lübeck
- das 3. Gleis Stelle – Lüneburg
- Veränderungen am Eisenbahn-Knotenpunkt Hamburg und bei Rangierbahnhöfen
- die Y-Trasse
- die Hafenquerspange
- Ausbau der A 1 und der A 7
- Neubau der A 22
